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Geſetz „Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 19. —— 


(Nr. 3257.) Geſetz, betreffend die Gewährung einer Beihuͤlfe aus der Staatskaſſe an die 
Meliorations-Societaͤt der Bocker Haide. Vom 14. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


N 
Der Meliorations⸗Societaͤt der Bocker Haide, welche jetzt gebildet wird, 
um einen Theil der Grundſtuͤcke zwiſchen der Lippe und dem Hauſtenbach in 
den Kreiſen Paderborn, Buͤren, Wiedenbruͤck, Lippftadt und Beckum durch 
Bewaͤſſerung mit Waſſer aus dem Lippefluſſe zu verbeſſern, ſoll zur Ausfuͤh⸗ 
rung der beabſichtigten Anlagen ein Darlehn aus der Staatskaſſe bis zur Hoͤhe 
von Einhundert und achttauſend Thalern gegeben werden. 


§. 2. 

Das Darlehn ſoll fuͤnf Jahre zinsfrei ſein, nach Ablauf dieſes Zeit⸗ 
raums aber mit fünf Prozent des urſpruͤnglichen Darlehnsbetrages jährlich ver— 
zinſt und amortiſirt werden, dergeſtalt, daß von den jaͤhrlichen Zahlungen drei 
Prozent des jedesmaligen Darlehnreſtes auf Zinſen, der Ueberreſt zur Kapital⸗ 
tilgung verrechnet wird. 5 

Die zu bewaͤſſernden Grundſtuͤcke der Societaͤtsmitglieder haften fuͤr die 
in Anſehung ihrer der Soeietaͤt zu entrichtenden Beiträge, ohne daß es einer 
hypothekariſchen Eintragung bedarf. Dieſe Beitraͤge genießen bei Konkurrenz 
mit anderen Verpflichtungen des Grundſtuͤcks daſſelbe Vorzugsrecht, welches 
den in den $$. 357. und 393. Tit. 50. Thl. I. der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung bezeichneten beſtaͤndig fortlaufenden Laſten zugeſtanden iſt. 


H. 3. 


Die Koften der Vorarbeiten und die Remuneration der Königlichen 
Beamten, welche von der Regierung mit der Ausführung der Meliorations-An⸗ 
lagen beauftragt werden, ſind aus der Staatskaſſe zu beſtreiten. 

Jahrgang 1850, (Nr. 3257.) 39 H. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Maͤrz 1850. 
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ö H. 4. a 
Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und der 
Finanzminiſter werden mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. Maͤrz 1850. 


8 Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


Cr. 3258.) 
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(Nr. 3258.) Geſetz, betreffend die an Stelle der Vermoͤgens-Konfiskation gegen Deferteure 
und ausgetretene Militairpflichtige zu verhaͤngende Geldbuße. Vom 11. 
Maͤrz 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


| . 1. 
Gegen Deſerteure, deren man nicht habhaft werden kann, ſowie gegen 

Diejenigen Perſonen, welche, um ſich der Pflicht zum Eintritt in den Dienft 
des ſtehenden Heeres zu entziehen, die preußiſchen Lande verlaſſen, ſoll, anſtatt 
der Vermoͤgens-Konfiskation, auf eine Geldbuße von funfzig bis Eintauſend 
Thalern erkannt werden. f N 

Das Vermoͤgen der vorgedachten Perſonen iſt in ſoweit, als es nach 
dem Ermeſſen des Richters zur Deckung der ſie moͤglicher Weiſe treffenden 
hoͤchſten Strafe von Eintauſend Thalern und der Koſten des Verfahrens er- 
forderlich ift, von demſelben mit Beſchlag zu belegen. 

Die Beſtimmungen uͤber das Verfahren bleiben unveraͤndert. 


N 

Unſere Miniſter des Krieges und der Juſtiz werden mit der Ausfuͤhrung 
dieſer Verordnung beauftragt. 
. Das gegenwaͤrtige Geſetz tritt an die Stelle der Verordnung vom 4. 
Januar 1849. (Geſetz- Sammlung Seite 47.), bei deren Vorſchriften es bis 
zu dem Zeitpunkt der eintretenden verbindlichen Kraft des heutigen Geſetzes 
uͤberall verbleibt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 11. Maͤrz 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


Gr. 3258—3239.) a 39 * (Nr. 3259.) 


(Nr, 3259.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. März 1850., betreffend die durch die veränderte 
Staatsverfaſſung noͤthig gewordenen Abaͤnderungen in der Organiſation 
des Koͤnigl. Kredit⸗Inſtituts für Schleſien. 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums in dem Bericht vom 27. Dezember 
v. I., die durch die veraͤnderte Staatsverfaſſung nöthig gewordenen Abaͤnde⸗ 
rungen in der Organiſation und Wirkſamkeit des in Gemaͤßheit der Verord⸗ 
nung vom 8. Juni 1835. unter Garantie des Staats errichteten Koͤniglichen 
Kredit⸗Inſtituts fuͤr Schleſien betreffend, beſtimme Ich, was folgt: 


1) Das Königliche Kredit-Inſtitut für Schleſien wird den Miniſterien des 
Innern und der Finanzen untergeordnet. 


Die mit der Vertretung des Inſtituts beauftragte Behoͤrde wird fortan 
ihren Sitz in Breslau haben. Den Vorſitz in derſelben fuͤhrt der jedes⸗ 
malige Oberpraͤſident der Provinz oder deſſen Stellvertreter. Die lau⸗ 
fenden Geſchaͤfte werden unter dem Oberpraͤſidenten von einem Mit⸗ 
gliede des Inſtituts als erſtem Direktor geleitet. Der erſte Direktor 
muß in Breslau ſeinen Wohnſitz haben. 


Dem Vorſitzenden verbleibt die allgemeine Leitung des Inſtituts, die 
Theilnahme bei der Ausfertigung, Außerkursſetzung und Kaſſation der 
Pfandbriefe, die Annahme des erforderlichen Subalternperſonals und die 
ſpezielle Aufſicht uͤber die Beobachtung der in der Verordnung vom 
8. Juni 1835. dem Inſtitut ertheilten Vorſchriften, insbeſondere in Be⸗ 
ziehung auf die Verwaltung und Verwendung des demſelben uͤberwie⸗ 
ſenen Fonds und Betriebskapitals, ſo wie der Amortiſationsbeſtaͤnde. 
Derſelbe iſt befugt, die Ausfuͤhrung eines von dem Kollegium gefaßten 
da bis zur Entſcheidung der vorgeſetzten Miniſterien zu ſuspen⸗ 
iren. f 


Das Inſtitut wird mit der Publikation des gegenwärtigen Erlaſſes der⸗ 
geſtalt geſchloſſen, daß Antraͤge auf Bewilligung von Pfandbriefen Litt. B., 
auf Bewilligung von Darlehen hinter den Pfandbriefen Litt. B., auf 
die Regulirung der Vermoͤgensverhaͤltniſſe verſchuldeter Gutsbeſitzer oder 
auf Bewilligung von Hypothekendarlehnen gegen depoſitalmaͤßige Sicher⸗ 
heit, bei demſelben ferner nicht mehr angebracht werden koͤnnen. Die bereits 
eingegangenen Antraͤge ſind nach den Vorſchriften der Verordnung vom 
8. Juni 1835. zu erledigen. f 


5) Die durch die Verordnung vom 8. Juni 1835. HF. 74. bis 86. geſtattete, 
bisher jedoch nicht zur Ausfuͤhrung gekommene Ablieferung der in den 
General⸗Depoſitorien der Gerichts- und Pupillarbehoͤrden in Schleſien 
befindlichen baaren Gelder und Bankobligationen an das Kredit⸗Inſtitut 
findet auch in Zukunft nicht ſtatt. 8 


6) Dem Inſtitut verbleibt die Verwaltung des demſelben als Betriebska⸗ 
pital uͤberwieſenen zinsfreien Vorſchuſſes. Eine Vermehrung De 
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triebskapitals ſoll nicht ſtattfinden. Die Ueberſchuͤſſe, welche die Ein⸗ 
nahmen des Inſtituts nach Beſtreitung ſaͤmmtlicher Ausgaben gewaͤhren, 
find nach dem Schluſſe jedes Jahres, die bereits angeſammelten Ueber⸗ 
ſchuͤſſe aber ſofort, und zwar nach der Beſtimmung des Finanzminiſters 
entweder baar, oder in Pfandbriefen Litt. B., oder durch Ueberweiſung 
ſonſtiger Aktiva an den Staatsſchatz abzufuͤhren. 

7) Die Reviſion der Jahresrechnungen des Inſtituts erfolgt durch die Ober⸗ 
Rechnungskammer nach den fuͤr dieſelbe ergangenen allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen. 

8) Alle Vorſchriften der Verordnung vom 8. Juni 1835. und der Dekla⸗ 
ration vom 17. Mai 1847. (Geſetz-Sammlung S. 229.), welche den 
obigen Beſtimmungen entgegenſtehen, werden hierdurch außer Kraft 
geſetzt. i 

9) Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind mit der Ausfuͤhrung 
dieſes Erlaſſes beauftragt. Sie haben auch den Zeitpunkt feſtzuſetzen, 
von wo ab die Beſtimmungen zu 2. und 3. in Wirkſamkeit treten. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß zu bringen. \ 


Charlottenburg, den 4. März 1850. 
Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. e v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


An das Staatsminiſterium. 


Fr. 3259-3260.) (Nr, 3260.) 


(Nr. 3260.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. März 1850., betreffend die Anciennetaͤts⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe, die Gehaltsſtufen und den Rang der richterlichen Beamten, ſo wie 
der Beamten der Staatsanwaltſchaft. 


Auf Ihren Bericht vom 1. d. M. will Ich zur Ausführung der §H. 4., 36., 
39. der Verordnung vom 2. Januar v. J. und in Folge der von den Kam⸗ 

mern uͤber die Etats fuͤr die Juſtizoerwaltung gefaßten Beſchluͤſſe hinſichts der 
Anciennetaͤts-Verhaͤltniſſe, der Gehaltsſtufen und des Ranges der richterlichen 
Beamten, ſowie der Beamten der Staatsanwaltſchaft in ſaͤmmtlichen Provinzen 
der Monarchie, mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu 
Köln, folgende Beſtimmungen treffen: 


1) Die Gehaͤlter der Appellationsgerichts-Raͤthe werden nicht, wie bisher, 
nach dem ſpeziellen Etat des Appellationsgerichts, bei welchem dieſelben 
angeſtellt ſind, ſondern nach der Geſammtanzahl der bei allen Appel⸗ 
lationsgerichten vorhandenen Rathsſtellen in den zulaͤſſigen Abſtufungen 
regulirt. Die Lokalzulagen, welche der Etat für einige Rathsſtellen in 
Berlin nachweiſt, werden hierdurch nicht betroffen. Die Verhaͤltniſſe 
des Juſtiz⸗Senats zu Ehrenbreitſtein bleiben einer beſonderen Beſtim⸗ 
mung vorbehalten. a 


2) Bei den fuͤnf Stadtgerichten zu Berlin, Breslau, Koͤnigsberg, Danzig 
und Magdeburg ſollen die Stellen der Mitglieder, ausſchließlich der Die 
rektoren, zu 2 aus Rathsſtellen und zu J aus Richterſtellen beftehen. 
Die Mitglieder ruͤcken bei jedem dieſer Gerichte unter ſich nach ihrer 
Anciennekaͤt vor, welche bei den Rathen durch das Datum des Raths⸗ 
Patents und bei den Richtern durch das Dienſtalter als Richter, namlich 
durch die erſte etatsmaͤßige Anſtellung bei einem ſolchen Gerichte, oder, 
ſofern ſich hierauf ein fruͤheres Dienſtalter gruͤndet, durch die Anciennetät 
0 = Affeffor, beziehungsweiſe Gerichts = Affeffor, beſtimmt 
wird, 


In den Etats der Kreisgerichte werden die Stellen der Mitglieder, aus⸗ 
ſchließlich der Direktoren, ſaͤmmtlich als Richterſtellen aufgefuͤhrt. Einem 
Theile der Richter bis zur Haͤlfte der Mitglieder der innerhalb eines 
Appellationsgerichts-Bezirks befindlichen Kreisgerichte kann nach Maaß⸗ 
gabe ihrer Wuͤrdigkeit der Raths-⸗Karakter verliehen werden, welcher 
jedoch keine Anciennetätsrechte in Bezug auf die zu 2. erwähnten Raths⸗ 
ſtellen begründet. Die Gehälter der Mitglieder, ausſchließlich der Di⸗ 
rektoren, werden nicht, wie bisher, nach dem ſpeziellen Etat des Gerichts, 
bei welchem dieſelben angeſtellt find, ſondern nach der Geſammtanzahl 
der bei allen Kreisgerichten innerhalb eines Appellationsgerichts-Bezirks 
vorhandenen Richterſtellen in den zulaͤſſigen Abſtufungen regulirt. Lokal⸗ 
zulagen, welche die Etats für einzelne Stellen bei Gerichten in größeren 
Städten nachweifen, werden hierdurch nicht berührt. Die Anciennetät 
und die Reihefolge im Kollegium iſt ausſchließlich nach dem Deen b 
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als Richter, naͤmlich nach der erſten etatsmaͤßigen Anſtellung als ſolcher, 
oder, ſofern ſich hierauf ein fruͤheres Dienſtalter gruͤndet, nach der An⸗ 
ne als Obergerichts-⸗Aſſeſſor, beziehungsweiſe Gerichts-Aſſeſſor, zu 
eſtimmen. ö 


4) Von den in den Staatsdienſt uͤbernommenen vormaligen Patrimonial⸗ 
Richtern, ausſchließlich der ſtandes herrlichen Juſtiz⸗Beamten, deren Ver⸗ 
haͤltniſſe durch beſondere Vorſchriften beſtimmt ſind, rangiren diejenigen, 
deren Anſtellungs⸗Urkunden ohne Vorbehalt beſtaͤtigt waren, nach dem 
durch dieſe Beftätigung begründeten Dienftalter als Richter; jedoch iſt 
ihnen hiervon, ſoweit ſie nicht die dritte Pruͤfung abgelegt und dadurch 
eine beſſere Aneiennetaͤt erworben haben, ein Zeikraum von vier Jahren 
in Abrechnung zu bringen. Solche Patrimonialrichter, welche nur mit 
Vorbehalt angeſtellt oder beftätigt waren, beſitzen im Verhaͤltniſſe zu den 

PN Richtern und zu den ohne Vorbehalt beftätigten Privatrich⸗ 

tern die Anciennetaͤt vom 1. April 1849., ſofern nicht die zuruckgelegte 

dritte Pruͤfung ein fruͤheres Dienſtalter begruͤndet. Das ihnen bei der 
Uebernahme in den Königlichen Juſtizdienſt unter Beruͤckſichtigung ihres 
früheren Einkommens und ihrer Dienſtzeit ausgeſetzte Gehalt verbleibt 
ihnen unverkuͤrzt, ſofern ſie nach der obigen Beſtimmung nicht in ein 
hoͤheres Einkommen treten koͤnnen. Unter ſich rangiren die vormaligen 
Privatrichter jeder dieſer Kategorieen nach ihrem Dienſtalter als Richter, 
und bei gleicher richterlicher Aneiennetaͤt nach ihrem Dienſtalter als Re⸗ 
ferendarien. a 


5) Die Beſtallungen der Direktoren der Kreisgerichte und der Stadt- und 
Kreisgerichts-Raͤthe werden von Mir ſelbſt vollzogen; die Beſtallungen 
der Stadt⸗ und Kreisrichter find in Meinem Namen von dem Juſtiz⸗ 
miniſter auszufertigen. 


6) Die Rangverhaͤltniſſe der Praͤſidenten und Raͤthe des Obertribunals und 
der Appellationsgerichte bleiben unveraͤndert. Die erſten Direktoren 
(Praͤſidenten) der fuͤnf Stadtgerichte zu Berlin, Breslau, Koͤnigsberg, 
Danzig und Magdeburg gehoͤren zur dritten Rangklaſſe der hoͤheren 
Provinzialbeamten. Die ſonſtigen Direktoren derſelben, fo wie die Die 
rektoren der Kreisgerichte haben den Rang der Beamten vierter Klaſſe. 
Den Stadt⸗ und Kreisgerichts-Näthen verbleibt der durch das Regle— 
ment vom 7. Februar 1817. und die Order vom 1. November 1835. 
beſtimmte Rang. Die Stadt- und Kreisrichter ſtehen in der fünften 
Rangklaſſe. Gerichts⸗Aſſeſſoren, welchen eine etatsmaͤßige Stelle nicht 
gewährt ift, gehören ebenfalls zur fünften Rangklaſſe, ſtehen jedoch den 
etatsmaͤßigen Richtern nach. 


7) Die Ascenſion der Beamten der Staatsanwaltſchaft in hoͤher dotirte 
Stellen wird lediglich durch Tuͤchtigkeit und gute Dienſtfuͤhrung beftimmt. 
Gehen Beamte der Staatsanwaltſchaft, welche etatsmaͤßig angeſtellt 
ſind, oder die dritte Pruͤfung abgelegt haben, in die richterliche Laufbahn 

(Fr. 3260.) uͤber, 
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uͤber, ſo kommt die Dienſtzeit in der Staatsanwaltſchaft bei Beſtim⸗ 
mung ihrer Anciennetät in Anrechnung. 


Die Ober⸗Staatsanwaͤlte bei den Appellationsgerichten haben den Rang 
zwiſchen der dritten und vierten Rangklaſſe der Provinzial-Behoͤrden, 
jedoch mit der Maaßgabe, daß, wenn die Nothwendigkeit einer Ver⸗ 
ſetzung eintritt, dieſelbe unter Beibehaltung des Ranges in ein Amt der 
vierten Rangklaſſe erfolgen kann. Die Staatsanwaͤlte bei den fuͤnf 
Stadtgerichten zu Berlin, Breslau, Königsberg, Danzig und Magde⸗ 
burg haben den Rang der Provinzial⸗Beamten vierter Klaſſe; die uͤbri⸗ 
gen Staatsanwälte ſtehen in dem Range der Stadt- und Kreisgerichts⸗ 
Raͤthe, und die etatsmaͤßig angeſtellten Staatsanwalts-Gehuͤlfen im 
Range der Stadt- und Kreisrichter. 


9) Hinſichtlich der Diaͤten und Reiſekoſten finden fuͤr die unter Nr. 6. und 8. 
erwaͤhnten Beamten ohne Ruͤckſicht auf die dort getroffenen Anordnun⸗ 
gen die nach den beſtehenden Vorſchriften jetzt zulaͤſſig geweſenen Saͤtze 
bis zum Erlaſſe eines neuen Sportelgeſetzes und Diaͤten⸗Regulativs auch 
ferner Anwendung. In Betreff derjenigen Beamten, welche im Range 
zwiſchen zwei Rangklaſſen ſtehen, ſind in dieſer Beziehung die Vorſchrif⸗ 
ten fuͤr die nachfolgende Rangklaſſe maaßgebend. 

Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Charlottenburg, den 19. März 1850, 


Friedrich Wilhelm. 


Simons. 


8 
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An den Juſtizminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
| (Rudolph Decker.) 


